
SCHLUSSANTRÄGE VON HERRN TIZZANO — RECHTSSACHE C-316/99 

SCHLUSSANTRÄGE DES GENERALANWALTS 
ANTONIO TIZZANO 

vom 18. Januar 2001 1 

A — Ausgangsverfahren 

1. Die Kommission der Europäischen Ge­
meinschaften hat mit Klageschrift, die am 
24. August 1999 bei der Kanzlei des Ge­
richtshofes eingegangen ist, gemäß Arti­
kel 226 Absatz 2 EG Klage erhoben auf 
Feststellung, dass die Bundesrepublik 
Deutschland dadurch gegen ihre Verpflich­
tungen aus dem EG-Vertrag und der 
Richtlinie 96/43/EG des Rates vom 26. Juni 
1996 zur Änderung und Kodifizierung der 
Richtlinie 85/73/EWG zur Sicherstellung 
der Finanzierung der veterinär- und hygie­
nerechtlichen Kontrollen von lebenden 
Tieren und bestimmten tierischen Erzeug­
nissen sowie zur Änderung der Richtlinien 
90/675/EWG und 91/496/EWG (ABl. 
L 162, S. 1; im Folgenden: Richtlinie) ver­
stoßen hat, dass sie nicht innerhalb der 
festgesetzten Frist die Vorschriften erlassen 
hat, deren es bedurfte, um diese Richtlinie 
in innerstaatliches Recht umzusetzen. 

2. Artikel 1 der Richtlinie ersetzte die Ar­
tikel und die Anhänge der Richtlinie 85/73 

durch die neue Fassung im Anhang der 
Richtlinie, während Artikel 2 der Richtlinie 
verschiedene Änderungen der Richtlinien 
90/675 und 91/496 vornahm. Sodann sah 
Artikel 4 der Richtlinie vor, dass die Mit­
gliedstaaten die Rechts- und Verwaltungs­
vorschriften in Kraft setzen, die erforderlich 
sind, um der Richtlinie nachzukommen 
(Absatz 1), und der Kommission den 
Wortlaut der wichtigsten innerstaatlichen 
Rechtsvorschriften mitteilen, die sie auf 
dem unter die Richtlinie fallenden Gebiet 
erlassen (Absatz 2). Nach Artikel 4 Ab­
satz 1 Unterabsatz 1 Buchstabe i der 
Richtlinie musste der Erlass dieser inner­
staatlichen Rechtsvorschriften für Artikel 7 
und Kapitel I Nummer 1 Buchstabe e des 
Anhangs A der Richtlinie 85/73/EWG bis 
zum 1. Juli 1996 erfolgen, für Kapitel II 
und Kapitel III Abschnitt II des Anhangs A 
und Kapitel II des Anhangs C der Richtlinie 
85/73/EWG bis zum 1. Januar 1997 (Arti­
kel 4 Absatz 1 Unterabsatz 1 Buchstabe ii 
in der Fassung der Berichtigung vom 
11. Januar 1997, ABl. L 8, S. 32) und für 
die übrigen Änderungen bis zum 1. Juli 
1997 (Artikel 4 Absatz 1 Unterabsatz 1 
Buchstabe iii). In Artikel 4 Absatz 1 Un­
terabsatz 2 der Richtlinie wurde den Mit­
gliedstaaten jedoch eine zusätzliche Frist 
bis zum 1. Juli 1999 gewährt, um Kapitel 

1 — Originalsprache: Italienisch. 
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III Abschnitt I des Anhangs A der Richtlinie 
85/73/EWG nachzukommen. 

B — Vorverfahren 

3. Da die Kommission keine Mitteilung 
über die Maßnahmen zur Umsetzung der 
Richtlinie in innerstaatliches Recht von der 
deutschen Regierung erhalten hatte, er­
suchte sie diese am 5. November 1997 ge­
mäß Artikel 169 EG-Vertrag (jetzt Arti­
kel 226 EG) um Äußerung binnen zwei 
Monaten. In ihrer Mitteilung vom 11. Fe­
bruar 1998, übermittelt mit Schreiben der 
Ständigen Vertretung der Bundesrepublik 
Deutschland vom 17. Februar 1998, ant­
wortete die Bundesregierung der Kommis­
sion im Wesentlichen, die Umsetzung des in 
die Zuständigkeit des Bundes fallenden 
Teils der Richtlinie sei beendet, während 
die Umsetzung auf Länderebene noch im 
Gange, aber fast abgeschlossen sei. 

4. Nachdem die Kommission daraufhin 
festgestellt hatte, dass die Umsetzung der 
Richtlinie noch nicht beendet war und sie 
seit diesem Schriftwechsel von der Bun­
desregierung auch keine weitere diesbe­
zügliche Mitteilung erhalten hatte, richtete 
sie am 7. August 1998 an die Bundesre­
gierung eine mit Gründen versehene Stel­
lungnahme, in der sie dieser die Verletzung 
der sich aus der Richtlinie ergebenden 
Verpflichtungen vorwarf und sie auf­
forderte, die notwendigen Maßnahmen in­
nerhalb einer Frist von zwei Monaten zu 
treffen. In ihrer Antwort vom November 

1998 auf die mit Gründen versehene Stel­
lungnahme aktualisierte die Bundes­
republik die Übersicht über den Stand der 
Umsetzung der Richtlinie in den Bundes­
ländern. Auch aus diesen Daten ging jedoch 
hervor, dass die Umsetzung noch nicht als 
abgeschlossen gelten konnte. 

5. Da die Kommission seitdem keine wei­
teren Informationen von der Bundesregie­
rung erhalten hatte und die Frist, die in 
ihrer mit Gründen versehenen Stellung­
nahme angegeben war, längst abgelaufen 
war, hat sie am 24. August 1999 das vor­
liegende Verfahren anhängig gemacht. 

C — Verteidigung der Bundesregierung 

6. Die Bundesregierung führt in ihrer Kla­
gebeantwortung aus, die Umsetzung der 
Richtlinie habe gegenüber dem in der Kla­
geschrift dargelegten Sachverhalt zwar 
weitere Fortschritte gemacht, sei aber noch 
nicht abgeschlossen. Sie bestreitet also 
nicht, dass die Richtlinie bei Ablauf der 
Frist, die in der mit Gründen versehenen 
Stellungnahme der Kommission angegeben 
war, nicht vollständig in deutsches Recht 
umgesetzt war; sie wendet lediglich ein, die 
Verzögerung stelle keine ihr zuzurechnende 
Vertragsverletzung dar, und zwar aus fol­
genden Gründen. 

7. Vor allem seien verschiedene Aspekte der 
Richtlinie unklar oder widersprüchlich und 
es sei für sie oder die betreffenden Landes­
regierungen daher nicht einfach, die 
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Richtlinie korrekt umzusetzen. Eine Reihe 
von Begegnungen der Bundes- und der 
Länderbehörden mit den Dienststellen der 
Kommission hätte zu einer Aufklärung und 
einer Abstimmung im Hinblick auf die 
Umsetzung der Richtlinie führen sollen. 
Diese Treffen, die am 2. Juli und am 
2. Dezember 1997 sowie am 24. Novem­
ber 1998 stattgefunden hätten, seien jedoch 
ohne konkretes Ergebnis geblieben oder 
hätten zu widersprüchlichen Ergebnissen 
geführt. 

8. Zudem habe die Kommission selbst zu 
den Schwierigkeiten beigetragen, da die 
verschiedenen Dienststellen der Kommis­
sion, die an jenen Treffen teilgenommen 
hätten, einige Vorschriften der Richtlinie 
nicht übereinstimmend ausgelegt hätten. 
Die Kommission sei daher ihrer Pflicht zu 
loyaler Zusammenarbeit im Sinne des Ar­
tikels 10 EG nicht nachgekommen und 
verstoße jetzt mit der vorliegenden Klage 
ihr gegenüber gegen Treu und Glauben. 

9. Schließlich stützt die Bundesregierung 
ihre Verteidigung auf das Urteil des Ge­
richtshofes vom 9. September 1999 in der 
Rechtssache C-374/97 (Feyrer, Slg. 1999, 
I-5153), mit dem der Gerichtshof ver­
schiedene Bestimmungen der Richtlinie 
85/73/EWG (in der Fassung der Richtlinie 
93/118/EG des Rates vom 22. Dezember 
1993, ABl. L 340, S. 15), d. h. der durch 
die jetzt in Rede stehende Richtlinie geän­
derten und kodifizierten Richtlinie, aus­
gelegt hat. Die von der Kommission bean­
standeten Verzögerungen bei der Um­
setzung der Richtlinie seien auch deshalb 
gerechtfertigt, weil man erst jene Vorab­

entscheidung habe abwarten müssen. Aus 
all diesen Gründen hat die Bundesregierung 
daher beantragt, die Klage abzuweisen. 

D — Rechtliche Würdigung 

10. Der Klage der Kommission kann zu­
mindest teilweise nicht stattgegeben wer­
den. Sie ist auf die Feststellung gerichtet, 
dass die Bundesrepublik Deutschland da­
durch gegen ihre Verpflichtungen verstoßen 
hat, dass sie die Richtlinie als Ganze 2 nicht 
fristgemäß umgesetzt hat. Nach ständiger 
Rechtsprechung des Gerichtshofes ist je­
doch das Vorliegen einer Vertragsverlet­
zung anhand der Lage bei Ablauf der Frist 
zu beurteilen, die in der mit Gründen ver­
sehenen Stellungnahme festgesetzt worden 
ist 3. Nun hatte die Bundesrepublik 
Deutschland zu diesem Zeitpunkt (also 
Anfang Oktober 1998) noch mehrere Mo­
nate Zeit für die Umsetzung des Anhangs A 
Kapitel III Abschnitt I der Richtlinie 85/73, 
da Artikel 4 Absatz 1 Unterabsatz 2 der 
Richtlinie, wie oben erwähnt, den Mit­
gliedstaaten für die Umsetzung dieses Teils 
der Richtlinie eine längere Frist einräumte 
(1. Juli 1999) 4. Was die Beanstandungen 

2 — Vgl. Nr. 15 der Klageschrift. 
3 — Vgl. statt vieler Urteil des Gerichtshofes vom 23. März 2000 

in der Rechtssache C-327/98 (Kommission/Frankreich, Slg. 
2000, I-1851, Randnr. 28). 

4 — Die Kommission war in Bezug auf die in Rede stehende 
Richtlinie bereits einem ähnlichen Irrtum unterlegen. Ich 
beziehe mich vor allem auf die Urteile des Gerichtshofes 
vom 16. Dezember 1999 in der Rechtssache C-137/99 
(Kommission/Griechenland, Slg. 1999, I-9009) und vom 
8. Juni 2000 in der Rechtssache C-91/99 (Kommission/ 
Portugal, Slg. 2000, I-4389), in denen der Gerichtshof die 
Klage abgewiesen hat, soweit sie sich auf die fehlende Um­
setzung eben des Artikels 4 Absatz 1 Unterabsatz 2 der 
Richtlinie von Seiten Griechenlands und Portugals bezog 
(vgl. Randnr. 10 bzw. 14 der Urteile). In diesen Rechts­
sachen war die Frist von zwei Monaten, die in der mit 
Gründen versehenen Stellungnahme der Kommission fest­
gesetzt worden war, Ende September bzw. Ende Oktober 
1998 abgelaufen (vgl. Randnr. 6 bzw. 8 der zitierten Ur­
teile). 
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der Kommission insofern betrifft, ist die 
Klage daher meines Erachtens als un­
zulässig abzuweisen. Sie ist jedoch zulässig, 
soweit sie sich auf die mangelnde Um­
setzung des Artikels 4 Absatz 1 Unterab­
satz 1 der Richtlinie bezieht und in diesem 
Rahmen werde ich sie im Folgenden prü­
fen. 

11. Aber auch mit dieser Beschränkung 
kann man die Argumente, die die Bundes­
regierung gegen die Klage der Kommission 
vorgebracht hat, nicht gelten lassen. 

12. Vor allem ist darauf hinzuweisen — 
und dies ist wohl schon entscheidend —, 
dass der Vorwurf der Vertragsverletzung 
begründet ist, wenn die Umsetzung einer 
Richtlinie nicht innerhalb der hierzu vor­
gesehenen Frist vollständig und korrekt er­
folgt ist5. Im vorliegenden Fall ist die Ver­
zögerung der Umsetzung unstreitig. Auch 
hat sich die Bundesregierung nicht auf das 
Vorliegen eines Falls höherer Gewalt oder 
absoluter Unmöglichkeit der Umsetzung 
berufen, also auf keinen der seltenen 
Rechtfertigungsgründe, die der Gerichtshof 
grundsätzlich im Fall einer verspäteten 
Umsetzung einer Gemeinschaftshandlung 
durch einen Mitgliedstaat als zulässig an­
sieht6. Sie stützt ihr Vorbringen, wie ge­

sagt, allein auf die Aus­
legungsschwierigkeiten, die die Richtlinie 
angeblich mit sich bringt. Abgesehen da­
von, dass zweifelhaft ist, ob diese Schwie­
rigkeiten so entscheidend sein konnten, 
wenn sie bei Ablauf der in der mit Gründen 
versehenen Stellungnahme der Kommission 
festgesetzten Frist nur für einige Länder 
fortbestanden, hat jedoch nicht einmal die 
Bundesregierung behauptet, sie könnten als 
geeignet gelten, das Vorliegen eines Falles 
„höherer Gewalt" oder „absoluter Un­
möglichkeit" auszulösen. 

13. Der Vollständigkeit halber werde ich 
jedoch das Vorbringen der Bundesregierung 
gleichermaßen auf seine Begründetheit 
prüfen. Zunächst ergibt sich aus den Akten 
nicht ganz klar, auf welche Aus­
legungsschwierigkeiten sich der Bund und/ 
oder die Länder berufen. Die Verteidigung 
der Bundesrepublik Deutschland erscheint 
in diesem Punkt tatsächlich zu allgemein, 
um ihr genau entnehmen zu können, in­
wiefern diese Schwierigkeiten die Um­
setzung der Richtlinie hindern konnten. 
Dies gilt umso mehr, als andere Mit­
gliedstaaten offensichtlich solche Schwie­
rigkeiten oder jedenfalls so große Schwie­
rigkeiten, dass die Umsetzung der Richt­
linie ausgeschlossen wäre, nicht angeführt 
haben7. Wenn daher die besagten Schwie-

5 — Vgl. Urteile des Gerichtshofes vom 23. März 1994 in der 
Rechtssache C-268/93 (Kommission/Spanien, Slg. 1994, 
I-947, Randnr. 6) und in der Rechtssache C-137/99 
Randnr. 9. 

6—Vgl. Urteile des Gerichtshofes vom 11. Juli 1985 in der 
Rechtssache 101/84 (Kommission/Italien, Slg. 1985, 2629 
Randnr. 16), vom 10. Juli 1990 in der Rechtssache 
C-217/88 (Kommission/Deutschland, Slg. 1990, I-2879, 
Randnr. 33), vom 4. Juli 1996 in der Rechtssache C-50/94 
(Griechenland/Kommission, Slg. 1996, I-3331, Randnr. 39 
mit weiteren Nachweisen). 

7 — In den vor dem Gerichtshof verhandelten Rechtsstreitig­
keiten über die Nichterfüllung der betreffenden Richtlinie 
beruft man sich nirgendwo auf die erwähnten Schwierig­
keiten: vgl. außer den genannten Urteilen in den Rechts­
sachen 91/99 und C-137/99 das Urteil vom 8. Juni 2000 in 
der Rechtssache C-190/99, Kommission/Irland, Slg. 2000, 
I-4403, sowie die Schlussanträge von Generalanwalt 
Mischo in der Rechtssache C-168/99, Kommission/Spanien, 
in der die Kommission ihre Klage später zurückgenommen 
hat. 
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rigkeiten mit Eigenheiten der deutschen 
Rechtsordnung verbunden waren, ist daran 
zu erinnern, dass ein Mitgliedstaat nach 
ständiger Rechtsprechung des Ge­
richtshofes die Nichtbeachtung der Ver­
pflichtungen aus einer Richtlinie und der 
für ihre Umsetzung vorgeschriebenen Fris­
ten nicht durch Berufung auf Be­
stimmungen, Praktiken oder Situationen 
der eigenen Rechtsordnung rechtfertigen 
kann 8. Zudem darf man nicht einmal ge­
stützt auf Probleme bei der Auslegung der 
Richtlinie die Umsetzung über die festge­
setzten Fristen hinaus aufschieben 9. 

14. Außerdem macht die Bundesregierung 
geltend, sie habe sich um eine Lösung der 
erwähnten Auslegungsschwierigkeiten mit 
Hilfe der Kommission bemüht, und ver­

weist nachdrücklich auf die Treffen mit den 
Dienststellen der Kommission zur Erörte­
rung der Probleme bei Umsetzung der 
Richtlinie. Dieses nachdrückliche Vor­
bringen soll wohl — durchaus ver­
ständlicherweise — in erster Linie das ein­
wandfreie Verhalten und den guten Glau­
ben der Bundesregierung bezeugen. Ange­
sichts des objektiven Charakters eines 
Vertragsverletzungsverfahrens 10, kann je­
doch der gute Glaube der Regierung des 
betreffenden Mitgliedstaats, soweit er ein­
schlägig und feststellbar ist, gewiss nicht 
die Tatsache der Nichterfüllung beseitigen, 
wenn eine solche vorgelegen hat 11. Zudem 
ist darauf hinzuweisen, dass die Treffen, auf 
die sich die Bundesregierung bezieht, erst 
nach Ablauf der in Artikel 4 Absatz 1 Un­
terabsatz 1 der Richtlinie vorgesehenen 
Fristen stattgefunden haben. Es bedarf 
kaum der Erwähnung, dass sich die Bun­
desregierung gemäß der Pflicht zur Zu­
sammenarbeit nach Artikel 10 EG hätte 
rechtzeitig mit den Dienststellen der Kom­
mission in Verbindung setzen müssen, um 
eine Lösung für ihre Probleme zu finden 
und möglicherweise um eine Verlängerung 
der in der Richtlinie festgelegten Fristen 
nachzusuchen. 12 

8 — Vgl. statt vieler Urteile vom 5. Juli 1990 in der Rechtssache 
C-42/89 (Kommission/Belgien, Slg. 1990, I-2821, 
Randnr. 24), vom 10. Juli 1990 in der Rechtssache 
C-217/88 (Kommission/Deutschland, Slg. 1990, I-2879, 
Randnr. 26), vom 1. Oktober 1998 in der Rechtssache 
C-71/97 (Kommission/Spanien, Slg. 1998, I-5991, 
Randnr. 17), vom 18. März 1999 in der Rechtssache 
C-166/97 (Kommission/Frankreich, Slg. 1999, I-1719, 
Randnr. 13 mit weiteren Nachweisen), und vom 4. Juli 
2000 in der Rechtssache C-387/97 (Kommission/Griechen­
land, Slg. 2000, I-5047, Randnr. 70). 

9 — Vgl. Urteil vom 1. März 1983 in der Rechtssache 301/81 
(Kommission/Belgien, Slg. 1983, 467, Randnrn. 10 bis 12). 
Vgl. in dem von mir im Text dargelegten Sinn auch die 
Schlussanträge von Generalanwalt Léger in der Rechtssache 
C-344/96 (Urteil vom 12. März 1998, Kommission/ 
Deutschland, Slg. 1998, I-1165), in denen er meines Er-
achtens zu Recht festgestellt hat, dass sich anderenfalls „ein 
Mitgliedstaat... unter Hinweis auf angebliche oder tatsäch­
liche Auslegungszweifel der Verpflichtung zur fristgerechten 
Umsetzung einer Richtlinie leicht entziehen" könnte (Nr. 
12). Wie der Gerichtshof festgestellt hat, nehmen zudem 
„die Regierungen der Mitgliedstaaten an den vorbe­
reitenden Arbeiten für die Richtlinien [teil] und [müssen] 
somit in der Lage sein..., innerhalb der festgesetzten Frist die 
zu ihrer Durchführung erforderlichen Gesetzestexte auszu­
arbeiten" (vgl. Rechtssache 301/81, Randnr. 11). 

10 —Vgl. Urteile in der Rechtssache 301/81, Randnr. 8, vom 
17. November 1993 in der Rechtssache C-73/92 (Kom­
mission/Spanien, Slg. 1993, I-5997, Randnr. 19 mit weite­
ren Nachweisen), in der Rechtssache C-71/97, Randnr. 14. 

11 — Der Gerichtshof hat in der Rechtssache C-71/97 fest­
gestellt, daß es, „[d]a im vorliegenden Fall eine solche 
[objektive] Feststellung [des Verstoßes gegen die Ver­
pflichtungen, die einem Mitgliedstaat nach dem Gemein­
schaftsrecht obliegen] getroffen wurde,... unerheblich [ist], 
ob der betreffende Mitgliedstaat den Verstoß mit Absicht 
oder fahrlässig begangen hat oder ob der Verstoß auf 
technischen Schwierigkeiten des Mitgliedstaats beruht" 
(Randnr. 15). 

12 — Vgl. dazu das Urteil vom 25. November 1992 in der 
Rechtssache C-337/89 (Kommission/Vereinigtes König­
reich, Slg. 1992, I-6103, Randnr. 27), in dem der Ge­
richtshof festgestellt hat, dass in dem Fall, dass die 
Möglichkeit nicht vorgesehen ist, ein möglicher Antrag auf 
Verlängerung der für die Umsetzung bestimmter Vor­
schriften einer Richtlinie innerhalb der für ihre Umsetzung 
vorgesehenen Frist gestellt werden muss und dass auf einen 
verspäteten Antrag nicht eingegangen zu werden braucht 
(vgl. in diesem Sinne auch die Urteile in den Rechtssachen 
C-42/89, Randnr. 23, und C-344/96, Randnr. 9). 
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15. Eher könnte hingegen das Argument 
greifen, auf das sich die Bundesregierung 
stützt, wenn sie die Verletzung ihres guten 
Glaubens durch das angeblich wenig ko­
operative oder widersprüchliche Verhalten 
der Kommission bei den genannten Treffen 
beklagt. Verhielt sich diese wirklich so (und 
es gibt keinen Grund, der Bundesregierung 
nicht zu glauben, zumal die Kommission in 
ihren Schriftsätzen auf diesen Punkt nicht 
eingegangen ist), hätte die Unter­
schiedlichkeit oder sogar Wider­
sprüchlichkeit der Angaben der Dienst­
stellen der Kommission bei dieser Gele­
genheit der Bundesregierung gewiss nicht 
eine schon wegen innerstaatlicher Schwie­
rigkeiten mühsame Aufgabe erleichtert. Die 
Kritik der Bundesregierung gegenüber der 
Kommission wäre daher sicher nicht unge­
rechtfertigt, da es den Dienststellen der 
Kommission obliegt, zu einer einheitlichen 
Position zu gelangen, ehe sie an Treffen 
teilnehmen, in denen von ihnen ein Beitrag 
zur Lösung von Problemen verlangt wird, 
die das Gemeinschaftsrecht für einen Mit­
gliedstaat aufwirft. Das beanstandete Ver­
halten der Kommission fand jedoch wie 
gesagt nach Ablauf der Frist für die Um­
setzung der Richtlinie statt und wiegt zu­
mindest nach der vorliegenden Darstellung 
jedenfalls nicht so schwer, dass es die feh­
lende Umsetzung rechtfertigen könnte. 

16. Soweit sich die Bundesregierung 
schließlich auf die Entscheidung Feyrer (Nr. 

9 dieser Schlussanträge) beruft, beschränke 
ich mich auf die Feststellung, dass der 
Vorlagebeschluss in dieser Rechtssache am 
20. Oktober 1997 erlassen worden und am 
3. November 1997 bei der Kanzlei des 
Gerichtshofes eingegangen ist. Zu diesem 
Zeitpunkt hätten die Bestimmungen des 
Artikels 4 Absatz 1 Unterabsatz 1 der 
Richtlinie in der Bundesrepublik Deutsch­
land bereits umgesetzt sein müssen. 

17. Daher ergibt sich meines Erachtens, 
dass die fehlende Umsetzung des Artikels 4 
Absatz 1 Unterabsatz 1 der Richtlinie 
96/43 von Seiten der Bundesrepublik 
Deutschland eine Verletzung ihrer Ver­
pflichtungen aus dieser Richtlinie und Ar­
tikel 249 Absatz 3 EG darstellt. 

18. Nach Artikel 69 § 2 der Verfahrens­
ordnung ist die unterliegende Partei auf 
Antrag zur Tragung der Kosten zu verur­
teilen. Da die Bundesrepublik Deutschland 
mit ihrem Vorbringen in der Hauptsache 
unterlegen ist, sind ihr gemäß dem ent­
sprechenden Antrag der Kommission die 
Kosten aufzuerlegen. 
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Antrag 

Nach alldem schlage ich dem Gerichtshof daher vor, wie folgt zu entscheiden: 

1. Die Bundesrepublik Deutschland hat dadurch gegen ihre Verpflichtungen aus 
Artikel 249 Absatz 3 EG und Artikel 4 Absatz 1 Unterabsatz 1 der Richtlinie 
96/43/EG des Rates vom 26. Juni 1996 zur Änderung und Kodifizierung der 
Richtlinie 85/73/EWG zur Sicherstellung der Finanzierung der veterinär- und 
hygienerechtlichen Kontrollen von lebenden Tieren und bestimmten tieri­
schen Erzeugnissen sowie zur Änderung der Richtlinien 90/675/EWG und 
91/496/EWG verstoßen, dass sie nicht innerhalb der festgesetzten Frist die 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften erlassen hat, deren es bedurfte, um 
Artikel 4 Absatz 1 Unterabsatz 1 der Richtlinie 96/43 in innerstaatliches 
Recht umzusetzen. 

2. Im Übrigen wird die Klage als unzulässig abgewiesen. 

3. Die Bundesrepublik Deutschland trägt die Kosten des Verfahrens. 
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